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CETA - BEWERTUNG DES VZBV 
Die Mitgliederversammlung des Verbraucherzentrale Bundeverbands e.V. (vzbv) 
hat im Rahmen seiner politischen Begleitung des US-EU Handelsabkommen TTIP 
Anforderungen an ein verbraucherfreundliches Handelsabkommen definiert.1 
Hieran muss sich auch das EU-Kanada Abkommen CETA messen lassen.  

 

Anforderungen 
des vzbv Regelungen in CETA  Bewertung 

Handelsabkom-
men müssen die 
Interessen von 
Verbrauchern be-
rücksichtigen 

Es ist zu erwarten, dass das CETA-Ab-
kommen langfristig zu einer größeren 
Produktauswahl und unter Umständen 
auch zu geringeren Preisen führen kann, 
wenngleich auf einem niedrigen Niveau.  

Konkrete Vorteile für Verbraucher – 
bspw. mehr Informationen oder Streit-
schlichtungsverfahren im Onlinehandel, 
die Absenkung von Roaming-Gebühren, 
Freizügigkeit o.ä. – wurden nicht einbe-
zogen. Verbraucherrechte und Schutz-
pflichten sind nicht direkt im Abkommen 
(bspw. in der Präambel) verankert und 
haben somit keine übergreifende Wir-
kung im Hinblick auf die langfristige Aus-
legung der Bestimmungen des Ver-
tragstextes.2    
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- 
negativ 

Vorsorgeprinzip 
sichern 

Der Schutz des Vorsorgeprinzips ist 
nicht explizit in den Zielen des Abkom-
mens verankert. Im Abkommenstext wird 
lediglich auf die – schwächeren – Regeln 
der Welthandelsorganisation zum Schutz 
des Vorsorgeprinzips verwiesen.  

Im Hinblick auf Regelungen zur Lebens-
mittelsicherheit und Kennzeichnung 
von Lebensmitteln schreibt CETA wei-
testgehend die Regelungen der WTO 

- 
negativ 
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1 Resolution  „TTIP korrigieren“ der Mitgliederversammlung des Verbraucherzentrale Bundesverbands am 12. 
November 2014.  
2 Auch im Nachhaltigkeitskapitel von CETA (Art. 22 - 24) wird neben Arbeitnehmer- und Umweltstandards keine 
Referenz zu Verbraucherrechten (bspw. ISO 26.000, OECD Guidelines) gezogen. Verbraucherverbände werden 
nicht explizit in den Beratungsgremien genannt. 
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fort.3 Risikobasierte Kontrollen von Le-
bensmitteln sind weiterhin möglich. 

Eine Kooperation im Hinblick auf die Re-
gulierung von Chemikalien ist nicht 
Teil von CETA. Das europäische Regu-
lierungssystem, basierend auf dem Vor-
sorgeprinzip, bleibt gesichert. Gleiches 
gilt für die Regulierung von Kosmetika, 
die in der EU ebenfalls auf dem Vorsor-
geprinzip basiert.  

 

 
 
 

+ 
positiv 

 

 

 

Keine Aushöhlung 
parlamentarischer 
Regelungsbefug-
nisse durch regu-
latorische Koope-
ration 

Die Zusammenarbeit zwischen Regulie-
rungsbehörden („regulatorische Koope-
ration“) in CETA ist freiwillig ausgestal-
tet (Art. 21.5). Vorschläge des CETA 
Ausschusses müssen den innerstaatli-
chen Rechtsetzungsprozessen folgen.  

Ein Informationsaustausch zur Sicherheit 
von Non-Food Produkten (RAPEX) wird 
im Rahmen der regulatorischen Koope-
ration angestrebt (Art. 21.17) 

+ 
positiv 

Investorenschutz 
auf Inländergleich-
behandlung be-
schränken 

Obgleich die Reformvorschläge der EU-
Kommission in Hinblick auf die Transpa-
renz und Prozesse der Schiedsgerichts-
barkeit zu begrüßen sind, haben die Re-
gelungen zum Investorenschutz in 
CETA noch immer eine zu große mate-
rielle Reichweite.  

Insbesondere die Begriffsdefinitionen „In-
vestor“ und „Investment“ (Art. 8.1) sowie 
die Regelungen zu „Fair and Equitable 
Treatment“ (Art. 8.10) geben ausländi-
schen Investoren mehr Rechte als inlän-
dischen. Außerdem ist es weiterhin mög-
lich, Regulierung im öffentlichen Inte-
resse anzugreifen.  

- 
negativ 
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3 Das SPS-Abkommen der WTO erlaubt eine vorsorgende Regulierung nur temporär und in Fällen einer wissen-
schaftlichen Unsicherheit im Hinblick auf die Risikobewertung bestimmter Produkte oder Verfahren (Art. 5.7 WTO 
SPS Abkommen). 
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Öffnung des 
Dienstleistungs-
marktes muss 
nicht privatisierte 
Sektoren vor Libe-
ralisierungsver-
pflichtungen be-
wahren 

So genannte „hoheitlich erbrachte 
Dienstleistungen“ sind von CETA ausge-
nommen, sie betreffen aber nur einen 
engen Bereich öffentlicher Dienstleistun-
gen.4 Außerdem werden Ausnahmerege-
lungen für den Marktzugang von „public 
utilities“ in Form einer Negativliste ge-
macht (Art. 9.2; Annex II). Unklar ist trotz 
weiträumiger von der Bundesregierung 
aufgelisteter Ausnahmetatbestände, in-
wieweit künftige Dienstleistungen hiervon 
ausgenommen sind. Außerdem gelten 
die Regeln des Investitionsschutzes 
ebenfalls für öffentliche Dienstleistungen.  
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Keine Regelungen 
zu Datentransfers 
in Handelsabkom-
men 

In CETA gibt es kein separates Kapitel 
zu transatlantischen Datentransfers. Ent-
sprechende Regelungen sind allerdings 
indirekt im Kapitel zu Finanzdienstleis-
tungen (Art. 13.15); e-Commerce (Art. 
16.4) sowie in den allgemeinen Ausnah-
meregelungen („exceptions“, Art. 28.3) 
zu finden. Die Bindungswirkung an jet-
zige Datenschutzbestimmungen in der 
EU ist jedoch fraglich, da die europäi-
sche Datenschutzregulierung nicht expli-
zit Erwähnung findet.  
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Wettbewerbsdruck 
nicht auf Kosten 
von Arbeitnehme-
rinnen und Arbeit-
nehmern 

Das CETA Abkommen enthält begrü-
ßenswerte Verweise zur Umsetzung von 
internationalen Abkommen zu Arbeitneh-
merrechten, insbesondere den ILO-Kern-
arbeitsnormen (Kap. 23). Es gibt jedoch 
keinen verbindlichen Mechanismus zur 
Durchsetzung dieser Rechte.  
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4 Entsprechend der Definition im General Agreement on Trade in Services (GATS) werden hoheitlich erbrachte 
Dienstleistungen weder zu kommerziellen Zwecken, noch im Wettbewerb mit einem oder mehreren Anbietern er-
bracht werden dürfen. Der herrschenden Meinung entsprechend fallen hierunter jedoch nur der Kern der Souve-
ränitätsausübung des Staates, also Polizei, Justiz und öffentliche Verwaltung. Weitere öffentliche Dienstleistun-
gen wie Bildung oder das Sozial- und Gesundheitswesen fallen unter die Ausnahmetatbestände der „public utili-
ties“.   


